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A uf Grund von Art. 45 Abs. 2 Satz 4, Art. 89 und 
128 Abs. 1 des Bayerischen Gesetzes über das Erzie-
hungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl 
S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geän-
dert durch § 1 des Gesetzes vom 23. Juli 2010 (GVBl 
S. 334), erlässt das Bayerische Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus folgende Verordnung:

§ 1

Die Schulordnung für die Fachakademien für So-
zialpädagogik (Fachakademieordnung Sozialpäda-
gogik – FakOSozPäd) vom 4. September 1985 (GVBl 
S. 534, ber. S. 662, BayRS 2236-9-1-3-UK), zuletzt 
geändert durch Verordnung vom 23. Juli 2007 (GVBl
S. 576), wird wie folgt geändert:

 1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Es wird folgender § 54a eingefügt:

„§ 54a Schulforum“.

b) In § 58 werden ein Komma und das Wort „Be-
zirksschülersprecher“ angefügt.

 2. In § 3 Satz 4 Halbsatz 2 werden nach dem Wort 
„ist“ die Worte „in der Regel“ eingefügt.

 3. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 wird gestrichen.

b) Der bisherige Satz 4 wird Satz 3.

 4. § 38 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b) Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Bewerber, die den mittleren Schulab-
schluss und eine abgeschlossene Berufs-
ausbildung in einem staatlich anerkannten 
Ausbildungsberuf nachweisen, können ab-
weichend von Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit 
§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b zugelassen 
werden, wenn ihr bisheriger Bildungsstand 
und Werdegang ein erfolgreiches Absolvie-
ren der Abschlussprüfung als andere Bewer-
ber erwarten lassen; die Voraussetzungen 
von § 38 Abs. 2 Satz 1 Nrn. 2 und 3 müssen 
zusätzlich erfüllt sein. 3Die Entscheidung, ob 

die Zulassungsvoraussetzungen vorliegen, 
trifft der Vorsitzende des Prüfungsausschus-
ses.“

 5.  § 40 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

b)  Es werden folgende Sätze 2 und 3 angefügt:

„2Studierende, die die Abschlussprüfung 
gemäß § 34 nachholen, können bis zur Ent-
scheidung des Prüfungsausschusses über das 
Bestehen vorläufi g zum Berufspraktikum zu-
gelassen werden. 3Bei Nichtbestehen endet 
das Berufspraktikum.“

 6. In der Überschrift des Neunten Teils erhält der 
Klammerzusatz folgende Fassung:

„(vgl. Art. 62, 63 und 69 BayEUG)“.

 7. Es wird folgender § 54a eingefügt:

„§ 54a

Schulforum

(1) 1Die Sitzungen des Schulforums sind nicht 
öffentlich. 2Sie sind außerha lb d er regelmäßigen 
Unterrichtszeit durchzuführen. 3Die Mit glieder 
haben auch nach Beendigung der Mitgliedschaft 
über die ihnen bei    ihrer Tätigkeit bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit 
zu bewahren. 4Dies gilt nicht für Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Natur nach keiner 
 Geheimhaltung bedürfen. 5Das Schulforum kann 
zur Behandlung einzelner Tagesordnungspunkte 
Dritte hinzuziehen.

(2) 1Das Schulforum ist über Art. 69 Abs. 6 
BayEUG hinaus auf Verlangen von mindeste ns 
v ier Mitgliedern einzuberufen. 2Es ist beschluss-
fähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß gela-
den sind und mindesten s die Hälfte der Mitglieder 
anwesend ist. 3Die Beschlüsse werden in offener 
Abstimmung mit einfacher Mehrheit gefasst. 
4§ 52 Abs. 1  und 4 gelten entsprechend; die nach 
Abs. 1 Satz 5 Hinzugezogenen haben das Rec ht, 
die Niederschrift zu den Tagesordnungspunkten 
einzusehen, zu denen sie hinzugezogen wurden.

(3) 1Die Lehrerkonferenz bestimmt die Amts-
dauer der in das Schulforum gewählten Lehrer. 
2Lehr erko nferenz und Klassensprecherversamm-

2236-9-1-3-UK

Zehnte Verordnung  
zur Änderung der Fachakademieordnung Sozialpädagogik

Vom 25. Oktober 2010Vom 25. Oktober 2010 (GVBl S. 731)

 I. Rechtsvorschriften
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lung können für den Fall der Verhinderung eine 
Rege lung zur Vertretung der von ihnen gewähl-
ten Mitglieder des Schulforums bzw. der Mitglie-
der des Schülerausschusses treffen.“

 8. § 58 erhält folgende Fassung:

„§ 58

Überschulische Zusammenarbeit, Bezirks-
schülersprecher

(vgl. Art. 62 BayEUG) 

(1) Die Schülervertretungen und Studieren-
denvertretungen mehrerer Schulen können ge-
meinsam Veranstaltunge n durchführen oder zum 
Austausch von Erfahrungen und zur gemeinsa-
men Aussprache zusammentreten.

(2) 1Für den Erfahrungsaustausch und die Er-
örterung von Wünschen und Anregungen fi ndet 
in der Regel einmal i m Ja hr eine Zusammenkunft 
der Schülersprecher und Sprecher der Studieren-
den mit der Schulaufsichtsbehörde statt. 2Die Ge-
samtleitung bei den Aussprachetagungen hat ein 
Vertreter der Schulaufsichtsbehörde.

(3) 1Die Bezirksschüle rsprecher und deren 
Stellvertreter werden jeweils für ein Schuljahr 
gewählt. 2Über das Wahlv erfa hren entscheiden 
die Schülersprecher und Sprecher der Studieren-
den der Berufsschulen, Berufsfachsc hulen, Wirt-
schaftsschulen, Fachschulen und Fachakademien 
des Regierungsbezirks im Einvernehmen mit der 
Schulaufsichtsbehörde. 3Die Bezirksschülerspre-
cher führen die Geschäfte bis zur Wahl der neuen 
Bezirksschülersprecher weiter. 4§ 57 Abs. 3 Satz  1 
gilt entsprechend.“

 9.  Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Es wi rd folgender Satz 3 eingefügt: 

„Studierende, die die Abschlussprüfung 
gemäß § 34 nachholen, können bis zur 
Entscheidung des Prüfungsausschusses 
über das Bestehen vorläufi g zum Berufs-
praktikum zugelassen werden.“

bb) Die bisherigen Sätze 3 bis 7 werden
Sätze 4 bis 8.

b)  Nr. 2.2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 2.2.7 wird der Schlusspunkt durch 
ein Komma ersetzt. 

bb) Es werden folgende Nrn. 2.2.8 und 2.2.9 
angefügt:

„2.2.8 Ganztagesschulen, 

2.2.9 Schulvorbereitende Einrichtungen.“

10.  Anlage 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 5.1 wird folgender Spiegelstrich ange-
fügt:

„ –  Für den Ersatz von Englisch durch eine 
andere Fremdsprache gilt § 7 Abs. 5 ent-
sprechend.“

b) Nr. 10 wird wie folgt geändert:

aa) Die Überschrift zu Nr. 10.1 erhält folgen-
de Fassung: 

„Zweijähriges Sozialpädagogisches Se-
minar an öffentlichen und staatlich an-
erkannten Fachakademien für Sozialpä-
dagogik (Nrn.  10.1.1 bis 10.1.9) und an 
staatlich genehmigten Fachakademien 
für Sozialpädagogik (Nr. 10.1.10)“.

bb) In Nr. 10.1.2 Satz 2 wird das Wort „soll“ 
durch das Wort „kann“ ersetzt.

cc) Nr. 10.1.4 wird wie folgt geändert:

aaa) In Satz 3 wird die Zahl „240“ durch 
die Zahl „60“ ersetzt.

bbb) Satz 4 erhält folgende Fassung:

„Es werden ein schriftlicher Orga-
nisationsplan, die Materialvorbe-
reitung und eine 30 bis 40 Minuten 
dauernde Durchführung der Aufga-
be gefordert; der Organisationsplan 
wird in häuslicher Arbeit erstellt 
und nicht eigens bewertet, seine 
Vorlage ist jedoch Voraussetzung 
für die Abnahme der praktischen 
Prüfung.“

dd) Es wird folgende Nr. 10.1.10 angefügt:

„10.1.10  Besondere Regelungen für 
staatlich genehmigte Fachaka-
demien für Sozialpädagogik

  Erzieherpraktikanten, die das 
Sozialpädagogische Seminar ei-
ner staatlich genehmigten Fach-
akademie für Sozialpädagogik 
besuchen, legen die Abschluss-
prüfung als andere Bewerber an 
einer öffentlichen oder staatlich 
anerkannten Fachakademie für 
Sozialpädagogik ab. § 37 Abs. 1 
Satz  2, Nrn. 10.1.1 bis 10.1.4 
sowie die §§  44, 46 bis 48, 50 
Abs. 2 Sätze 2 bis 5, §§ 51 und 
51a Abs. 1 BFSOHwKiSo gelten 
entsprechend.“

ee) Die Überschrift zu Nr. 10.2 erhält folgen-
de Fassung: 
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„Einjähriges Sozialpädagogisches Se-
minar an öffentlichen und staatlich an-
erkannten sowie staatlich genehmigten 
Fachakademien für Sozialpädagogik“.

ff) Nr. 10.2.1 Satz 1 wird durch folgende Sät-
ze 1 bis 3 ersetzt:

„Erzieherpraktikanten, die unmittelbar in 
das zweite Jahr des Sozialpädagogischen 
Seminars eintreten und eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung in einem staatlich 
anerkannten Ausbildungsberuf aufwei-
sen, können auf Antrag den Berufsab-
schluss als Staatlich geprüfter Kinderpfl e-
ger/Staatlich geprüfte Kinderpfl egerin an 
der Fachakademie für Sozialpädagogik im 
Rahmen einer Abschlussprüfung als an-
dere Bewerber erwerben. Erzieherprakti-
kanten, die unmittelbar in das zweite Jahr 
des Sozialpädagogischen Seminars eintre-
ten und keine abgeschlossene Berufsaus-
bildung in einem staatlich anerkannten 
Ausbildungsberuf aufweisen, haben sich 
einer Abschlussprüfung als andere Be-
werber zum Erwerb des Berufsabschlus-
ses als Staatlich geprüfter Kinderpfl eger/
Staatlich geprüfte Kinderpfl egerin an der 
Fachakademie für Sozialpädagogik zu un-
terziehen. § 37 Abs. 1 Satz 2, Nrn. 10.1.1 

bis 10.1.4 sowie die §§  44, 46 bis 48, 50 
Abs. 2 Sätze 2 bis 5, §§ 51 und 51a Abs. 1 
BFSOHwKiSo gelten entsprechend.“

gg) Nr. 10.2.2 wird wie folgt geändert: 

aaa) Satz 1 wird gestrichen.

bbb) Der bisherige Satz  2 wird Satz  1; 
nach dem Wort „wurden“ werden 
die Worte „und im Fall von Nr. 10.2.1 
Satz 2 die Abschlussprüfung für an-
dere Bewerber bestanden wurde“ 
eingefügt.

§ 2

1Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au-
gust 2010 in Kraft. ²Abweichend von Satz 1 treten § 1 
Nr. 10 Buchst. b Doppelbuchst. ff und gg am 1. August 
2011 in Kraft.

München, den 25. Oktober 2010

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus

Dr. Ludwig Spaen le 
Staatsminister
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2230.1.1.1.1.3-UK

Informationstag „Lernort Staatsregierung“

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 20. Oktober 2010 Az.: 5 3061 

Auf Beschluss der Bayerischen Staatsregierung wird das 
Programm „Lernort Staatsregierung“ durch die Bayeri-
sche Landeszentrale bis auf weiteres fortgeführt. Im Rah-
men verstärkter Bemühungen um die politische Bildung 
der Jugend werden die schon seit vielen Jahren mit großem 
Erfolg durchgeführten Besuche von Schulklassen an den 
Bayerischen Staatsministerien und an der Bayerischen 
Staatskanzlei auch in Zukunft angeboten.

Der Informationstag „Lernort Staatsregierung“ will über 
Aufgaben und Arbeitsweisen der Bayerischen Staatsregie-
rung (Exekutive) informieren. Die Jugendlichen sollen „vor 
Ort“ einen Einblick bekommen, wo Politik gemacht wird 
und wie der politische Entscheidungsprozess abläuft. In 
Gesprächen mit leitenden Beamten und – nach Möglich-
keit – mit Mitgliedern des bayerischen Kabinetts wird ein 
Beitrag geleistet, die Distanz zwischen Jugend und Staat 
abzubauen.

Teilnehmerkreis:

An dem Programm können die 9. (und ggf. 10.) Klassen 
der Haupt- und Mittelschulen (ggf. auch Förderschulen), 
die 10. Klassen der Realschulen, Wirtschaftsschulen und 
Gymnasien sowie auch Kurse aus den 11. und 12. Jahr-
gangsstufen der Gymnasien teilnehmen.

Es können sich auch interessierte Klassen der Fach-  
und Berufsoberschulen (11. und 12. Jahrgangsstufe) so-
wie anderer berufl icher Schulen für einen Besuch bei der 
 Bayerischen Staatsregierung bewerben.

Grundsätzlich kann sich jede Schule in jedem Schuljahr 
für einen Termin bewerben.

Vorbereitung und Durchführung:

Der Informationstag fi ndet in der Landeshauptstadt Mün-
chen, dem Sitz der Bayerischen Staatsregierung, statt.

Die inhaltliche Vorbereitung der eintägigen Informa-
tionsfahrt wird an den Schulen durchgeführt; verbind liche 
Richtschnur bilden dabei die Lehrplanvorgaben für den 
Bereich der politischen Bildung. Eine gründliche Vor-
bereitung der teilnehmenden Schüler ist Voraussetzung 
für die Teilnahme. Die eingeladenen Gruppen erhalten von 
der Bayerischen Landeszentrale für politische Bildungsar-
beit Hinweise und ggf. Materialien zur Vorbereitung. Die 
Informationstage selbst werden von der Bayerischen Lan-
deszentrale für politische Bildungsarbeit organisatorisch 
betreut und inhaltlich gestaltet. Die Kosten für die Verpfl e-
gung trägt die Landeszentrale, zu den Fahrtkosten wird 
ein Zuschuss gezahlt. Anträge auf Fahrtkostenzuschuss 
sind bei Terminen im ersten Schulhalbjahr bis zum Ende 
des Schuljahres, bei Terminen im zweiten Schulhalbjahr 
bis zum Ende des Kalenderjahres einzureichen.

Zeitlicher Ablauf des Informationstages:

9.45 Uhr  Ankunft an einem Staatsministerium oder 
an der Staatskanzlei

ca. 13.00 Uhr Mittagessen

ca. 16.00 Uhr Ende der Veranstaltung

Vorgesehenes Programm:

–  Vorstellung der Aufgaben und des Aufbaus des jeweili-
gen Ministeriums bzw. der Bayerischen Staatskanzlei 
durch einen Beamten des Hauses

–  Vortrag und Gespräch über einen Aufgabenschwerpunkt 
des Ressorts nach vorhergehender Absprache hinsicht-
lich der Wünsche und Interessen der Schüler

–  ggf. Rundgang durch das Gebäude

–  Nach Möglichkeit Gespräch mit dem / der Staats minis-
ter(in) / Staatssekretär(in) oder deren Persönlichen 
 Referenten

–  Aufarbeitung der am Vormittag erhaltenen Informatio-
nen; Abschlussdiskussion

–  Besichtigung der Bayerischen Staatskanzlei

Anmeldung:

Zur Teilnahme an den Informationstagen können Schulen 
ab sofort ihre formlose Anmeldung richten an die

Bayerische Landeszentrale für politische Bildungsarbeit 
Praterinsel 2 
80538 München 
Fax : 0 89/21 86-21 80 
E-Mail: andreas.kolitsch@stmuk.bayern.de.

Weitere Informationen im Internet: 
www.politische-bildung-bayern.de unter:

Veranstaltungen  „Lernort Staatsregierung“.

Die Meldung der Schule soll folgende Angaben enthal-
ten:

–  Schuladresse mit Telefon- und Faxnummer

–  teilnehmende Klasse / Gruppe (Schülerzahl) und verant-
wortliche Lehrkraft

–  ggf. gewünschter Zeitraum des Besuchs in München und 
bevorzugtes Ressort.

Jede Schule kann grundsätzlich pro Schuljahr nur eine 
Gruppe mit maximal 33 Schülern melden. Erwünscht sind 
auch klassenübergreifende Gruppen von interessierten 
Schülern aus einer Jahrgangsstufe, oder z. B. Wahlkurse 
Politik und Zeitgeschichte o. ä., falls dies schulintern orga-
nisiert und genehmigt werden kann.

Wir weisen darauf hin, dass es grundsätzlich nicht möglich 
ist, innerhalb eines Schuljahres eine Einladung sowohl zu 
einer Teilnahme am Programm „Lernort Staatsregierung“ 
als auch zu einem Landtagsbesuch im Rahmen der Pädago-
gischen Betreuung zu erhalten. Diese Einschränkung soll 
es erlauben, möglichst viele Bewerber zumindest einmal 
bei einem der Angebote zum Zuge kommen zu lassen.

  II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien für 
Unterricht und Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst
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Nach der Anmeldung bei der Landeszentrale wird die-
se – bei Berücksichtigung der Schule – das Ressort, den 
endgültigen Termin und alle weiteren Verfahrensschritte 
mitteilen.

Inkrafttreten, Außerkrafttreten:

Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2010 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung vom 15. September 
2009 (KWMBl S. 316, StAnz Nr. 41) außer Kraft.

Erha r d 
Ministerialdirektor

2230.1.1.1.1.3-UK

Pädagogische Betreuung von Schulklassen im 
Bayerischen Landtag

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 20. Oktober 2010 Az.: 5 3061

1. Besuche von Schülergruppen im  
Bayerischen Landtag

Der Bayerische Landtag leistet mit der Pädagogischen 
Betreuung von Schulklassen einen wichtigen Beitrag 
im Rahmen der politischen Bildung. In Ergänzung 
zum Sozialkundeunterricht erhalten Schülerinnen und 
Schüler der verschiedenen Schularten unter Anleitung 
von Fachkräften einen lebendigen Eindruck von der 
Praxis parlamentarischer Arbeit. Ziel des Landtags-
besuches von Schulklassen ist es, bei jungen Menschen 
ein vertieftes Verständnis für die Erscheinungsformen 
und Spielregeln der modernen Demokratie zu fördern. 
Daraus soll die Einsicht erwachsen, dass unsere demo-
kratische Ordnung einerseits Freiheitsrechte gewährt, 
andererseits aber auch vom Einzelnen die Bereitschaft 
erwartet, Verantwortung zu übernehmen.

Teilnehmerkreis

An dem Programm der Pädagogischen Betreuung kön-
nen Klassen und Kurse aller Schularten teilnehmen, 
deren Lehrpläne die Bayerische Verfassung und das 
parlamentarische Regierungssystem behandeln (z. B. 
ab 8. Klasse Hauptschule bzw. ab 10. Klasse Realschule/
Gymnasium). Zusätzlich bietet der Bayerische Landtag 
für Referendare und Lehrkräfte spezielle Fortbildungs-
veranstaltungen an, um sie mit den Aufgaben des Land-
tags und aktuellen Themen des Landesparlamentaris-
mus vertraut zu machen.

Vorbereitung und Durchführung

Die Vorbereitung des Landtagsbesuches erfolgt an den 
Schulen. Zu diesem Zweck erhalten die Lehrkräfte der 
eingeladenen Klassen vom Landtagsamt auf Anforde-
rung  geeignete Unterrichtsmaterialien. Ferner wird 
auf das Internetangebot des Landtags unter http://www.
bayern.landtag.de verwiesen, das u. a. über aktuelle Sit-
zungspläne, Tagesordnungen und die Biographien der 
Abgeordneten informiert. Außerdem wird dort das Ge-
samtangebot an Unterrichtsmaterialien vorgestellt, das 
beim Bayerischen Landtag erhältlich ist.

In seinem Internetauftritt (www.bayern.landtag.de) in-
formiert der Bayerische Landtag unter dem Menüpunkt 
„Ihr Maximilianeum“ jugendliche Nutzer, aber auch 
Bildungseinrichtungen über Arbeitsweise und Funkti-
onen sowie aktuelle Veranstaltungen und Angebote des 
bayerischen Parlaments. Schulklassen, die den Landtag 
im Rahmen der Pädagogischen Betreuung besuchen, 
haben die Möglichkeit, geeignete Berichte und Bilder 
von ihrem Besuch unter „Wir waren da!“ veröffentlichen 
zu lassen.

Die Erfahrung lehrt, dass eine gründliche Vorbereitung 
an der Schule die Voraussetzung für einen nutzbringen-
den Landtagsbesuch ist. Die Schülerinnen und Schüler 
erhalten im Maximilianeum eine Informationsmappe, 
die ein breites Spektrum an Themen (z. B. Mitwirkung 
in der Demokratie, Stellung der Abgeordneten, Or-
ganisation und Aufgaben des Parlaments, Bayern in 
Deutschland und Europa) aufgreift. Die Mappe ist auch 
für die Nachbereitung des Parlamentsbesuches im Un-
terricht geeignet. Sie wird durch ein Lehrerbegleitheft 
mit Arbeitsanregungen und Arbeitsblättern ergänzt.

Eine Schülergruppe soll in der Regel die jewei lige 
Klassenstärke nicht überschreiten; bei kleineren 
Klassen oder Kursen ist eine Zusammenlegung mit 
Parallelklassen/-kursen möglich. Die Gruppe darf aber 
insgesamt nicht mehr als 35 Personen umfassen. Ent-
sprechend den Richtlinien für Besuchergruppen erhal-
ten Schulklassen einen Fahrtkostenzuschuss.

Programmablauf

–  Einführung in Aufbau und Arbeitsweise 
des Par laments

–  Besuch des Plenums oder eines Ausschusses

–  Gespräch mit Abgeordneten der Fraktionen

–  ggf. Führung durch das Maximilianeum

–  Einladung zu einem Imbiss

Anmeldung

Schulen können ihre formlose schriftliche Anmeldung 
richten an:

Bayerischer Landtag – Landtagsamt 
Referat P V: Öffentlichkeitsarbeit, Besucher 
Sachbereich Pädagogische Betreuung 
Maximilianeum 
81627 München 
Tel.: 0 89/41 26-23 36 oder 27 05 
Fax: 0 89/41 26-12 34 oder 17 67 
E-Mail: paed.betreuung@bayern.landtag.de

Die schriftliche Anmeldung sollte folgende Angaben 
enthalten:

–  Schuladresse mit Telefon- und Faxnummer sowie ggf. 
E-Mail-Adresse

–  Klassenstufe und Schülerzahl

–  Name der verantwortlichen Lehrkraft

–  gewünschter Zeitraum des Landtagsbesuchs

Das Landtagsamt teilt bei Berücksichtigung der Mel-
dung der Schule den endgültigen Termin mit. Hat eine 
Schule einen Besuchstermin erhalten, kann sie im 



KWMBl Nr. 22/2010 531

laufenden und im darauf folgenden Schuljahr von der 
Pädagogischen Betreuung nicht mehr berücksichtigt 
werden.

Es wird darauf hingewiesen, dass es nicht möglich ist, 
innerhalb eines Schuljahres eine Einladung zu einem 
Landtagsbesuch im Rahmen der Pädagogischen Betreu-
ung und zu einer Teilnahme am Programm „Lernort 
Staatsregierung“ zu erhalten. Diese Einschränkung soll 
es erlauben, möglichst viele Bewerber zumindest einmal 
zum Zuge kommen zu lassen.

Das Landtagsamt erwartet von den Gruppen, die zu ei-
nem Besuch eingeladen werden, inhaltliches Interesse 
und ein dem Parlament angemessenes Verhalten.

2. Angebot eines Planspiels für Schulklassen – 
„Der Landtag sind wir!“

Im Schuljahr 2010/11 bietet die „Pädagogische Betreu-
ung im Bayerischen Landtag“ erneut ein Planspiel für 
Schulklassen unter dem Titel „Der Landtag sind wir!“ 
an. Im Rahmen dieses ca. drei- bis vierstündigen Plan-
spiels schlüpfen die jugendlichen Teilnehmer/-innen in 
die Rollen von Abgeordneten und lernen am Beispiel 
eines konkreten Gesetzgebungsverfahrens Arbeitsweise 
und Funktion der Gremien des Bayerischen Landtags 
kennen.

Das Angebot richtet sich an die Klassenstufen 8 bis 13, 
darunter bevorzugt an diejenigen Jahrgangsstufen, in 
denen das politische System in Bayern und das baye-
rische Parlament Gegenstand des Sozialkunde-Unter-
richts sind (z. B.  an die 8. Jahrgangsstufe der Haupt-
schule oder an die 10. Jahrgangsstufe in Realschule 
und Gymnasium). Das Planspiel wurde in Zusammen-
arbeit mit dem Landtagsamt von der „Forschungsgrup-
pe  Jugend und Europa“ des Centrums für angewandte 
Politikforschung (C-A-P) in München entwickelt.

Teilnehmen kann eine Schule mit bis zu zwei Schul-
klassen aus einer (!) Jahrgangsstufe (d. h. mit insgesamt 
bis zu etwa 70 Schülerinnen und Schülern; ideal: ca. 
50 Schüler/-innen). Schulen, die im Rahmen des Be-
suchsprogramms der „Pädagogischen Betreuung im 
Bayerischen Landtag“ (s. o.) für das Schuljahr 2010/2011 
eine Einladung erhalten haben, werden für das Plan-
spiel (zunächst) nicht berücksichtigt. Gleiches gilt für 
die Schulen, die im Rahmen des Programms „Lern-
ort Staats regierung“ (Landeszentrale für politische 
Bildungsarbeit) einen Besuchstermin erhalten. Diese 
Einschränkungen verfolgen das Ziel einer möglichst 
gerechten Verteilung des Planspielangebots sowie der 
Termine für die beiden Besuchsprogramme auf alle 
Schulen und Regionen des Freistaates.

In der Regel wird das Planspiel an den Schulen durch-
geführt. Dazu sind entsprechende Räumlichkeiten 
erforderlich (v. a. ein größerer Tagungsraum für die 
„Plenar versammlung“). Nach der erfolgreichen Bewer-
bung einer Schule beim Landtagsamt wird in Absprache 
von C-A-P und Schule ein Termin für die Durchführung 
festgelegt. Dabei werden auch die notwendigen organi-
satorischen Rahmenbedingungen geklärt. Das Planspiel 

selbst wird vor Ort von entsprechend geschulten Ho-
norarkräften des C-A-P geleitet. Kosten für die Schule 
entstehen nicht. Eine organisatorische Unterstützung 
seitens der Lehrkräfte wird allerdings vorausgesetzt.

Für die Durchführung des Planspiels im Maximili-
aneum selbst stehen nur wenige Termine im Jahr zur 
Verfügung.

Die Auswahl für die Teilnahme nimmt die „Pädagogi-
sche Betreuung im Bayerischen Landtag“ in Abstim-
mung mit den regionalen Abgeordneten vor. Wesentliche 
Auswahlkriterien sind – neben den oben dargelegten 
Einschränkungen – der Zeitpunkt der Anmeldung, eine 
gerechte Verteilung der Termine auf die Schularten und 
die angemessene Berücksichtigung aller bayerischen 
Regierungsbezirke.

Interessenten bewerben sich bitte schriftlich (Brief, Fax, 
E-Mail) beim Bayerischen Landtag – Landtagsamt (s. u.). 
Die Bewerbung kann formlos sein, muss aber enthal-
ten:

–  Adresse und Kommunikationswege (Telefon-/Fax-
Nummer, ggf. E-Mail-Adresse) der Schule

–  Name der verantwortlichen Lehrkraft, die auch als 
Ansprechpartner fungiert

–  Angaben zum gewünschten (möglichst nicht zu eng 
gewählten) Zeitraum, in dem das Planspiel durchge-
führt werden soll

–  ggf. den Hinweis auf das Interesse der Schule, alter-
nativ an einem Planspiel im Maximilianeum teilzu-
nehmen

–  sonstige Hinweise (z. B.  nicht gewünschte Termine)

Anmeldung

Schulen richten ihre Anmeldung an:

Bayerischer Landtag – Landtagsamt 
Referat P V: Öffentlichkeitsarbeit, Besucher 
Sachbereich Pädagogische Betreuung 
Maximilianeum 
81627 München 
Tel.: 0 89/41 26-23 36 oder 27 05 
Fax: 0 89/41 26-12 34 oder 17 67 
E-Mail: paed.betreuung@bayern.landtag.de.

Zusätzliche Informationen

Beim „Centrum für angewandte Politikforschung“ 
(C-A-P) (Tel.: 0 89/21 80-13 40, Frau Dr. Winter-Berke) 
können im Vorfeld einer geplanten Anmeldung weitere 
Informationen eingeholt werden.

3. Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt am 1. November 2010 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung vom 
15. September 2009 (KWMBl S. 317, StAnz Nr. 41)  außer 
Kraft.

Erha r d 
Ministerialdirektor
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2236.7.1-UK

Dienstanweisung für die Ministerialbeauftragten 
für die Berufl iche Oberschule 

(Fachoberschulen und Berufsoberschulen)

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 26. Oktober 2010 Az.: VII.8-5 O 9125-7.13 670

Auf Grund von Art. 116 Abs. 4 des Bayerischen Gesetzes 
über das Erziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG) und 
§ 2 Abs. 1 der Schulordnung für die Berufl iche Oberschu-
le – Fachoberschulen und Berufsoberschulen (Fachober- 
und Berufsoberschulordnung – FOBOSO) wird Folgendes 
 bestimmt:

I.

Zur Beratung und Unterstützung der Fachoberschu-
len und Berufsoberschulen in allen schulischen Fragen, 
insbesondere auch in den Bereichen Schulentwicklung, 
Unterrichtsqualität (einschließlich Einheitlichkeit und 
Vergleichbarkeit der Leistungsanforderungen und Be-
wertungsmaßstäbe sowie Sicherung von Standards), zur 
Koordinierung und Durchführung von Maßnahmen der 
Evaluation sowie für die Ausübung der unmittelbaren 
Schulaufsicht über die Fachoberschulen und Berufsober-
schulen werden vom Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus Ministerialbeauftragte für die Berufl iche Oberschu-
le (Fachoberschulen und Berufsoberschulen) bestellt. Sie 
besuchen die Berufl ichen Oberschulen (Fachoberschulen 
und Berufsoberschulen) in regelmäßigen Abständen und 
berichten darüber dem Staatsministerium. Sie werden bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben von Mitarbeitern und Fach-
mitarbeitern unterstützt.

Nach näherer Regelung durch das Staatsministerium kön-
nen die Ministerialbeauftragten weitere Lehrkräfte zur 
fachlichen Mitarbeit heranziehen.

Sie werden außerdem insbesondere mit folgenden Auf-
gaben betraut:

1. Entscheidung in den Angelegenheiten, die durch die 
Schulordnung für die Berufl iche Oberschule – Fach-
oberschulen und Berufsoberschulen (Fachober- und 
Berufsoberschulordnung (FOBOSO)) den Ministeri-
albeauftragten übertragen sind,

2. Koordinierung von gemeinsamen Maßnahmen und 
Veranstaltungen verschiedener Fachoberschulen und 
Berufsoberschulen,

3. Entscheidung über Ausnahmeanträge

3.1 eigenverantwortlich bezüglich

 –  der nachträglichen Aufnahme nach Fristablauf (§ 26 
Abs. 1 Satz 2 FOBOSO),

 –  des Ausgleichs von Prüfungsnachteilen bei Ab-
schlussprüfungen aufgrund dauernder Behinderung; 
die Regelungen der Bekanntmachung zur „Förde-
rung von Schülern mit besonderen Schwierigkeiten 
beim Erlernen des Lesens und Rechtschreibens“ 

vom 16. November 1999 (KWMBl I S. 379) in deren 
jeweils gültiger Fassung bleiben unberührt,

3.2 in Abstimmung mit dem Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus bezüglich Härtefällen im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 FOBOSO,

4. Mitwirkung bei der Prüfung von Anträgen auf Errich-
tung und Ausbau von Fachoberschulen und Berufs-
oberschulen,

5. Vorbereitung und Leitung von Direktorenkonferen-
zen,

6. Organisation der regionalen Lehrerfortbildung,

7. dienstliche Beurteilung der Leiter und Leiterinnen 
staatlicher Fachoberschulen und Berufsoberschulen 
(soweit erforderlich) sowie Überprüfung der dienstli-
chen Beurteilung der Lehrkräfte staatlicher Fachober-
schulen und Berufsoberschulen, 

8. Beratung der Regierungen in fachlichen Angelegen-
heiten im Rahmen ihrer Zuständigkeit,

9. Prüfung der Jahresberichte (§ 39 Abs. 1 LDO),

10. Stellungnahme zu Bewerbungen um die Besetzung 
von Stellen für Schulleiter und Schulleiterinnen und 
von Stellen von Ständigen Vertretern und Vertreterin-
nen des Schulleiters oder der Schulleiterin,

11. Amtseinführung und Verabschiedung der Leiter und 
Leiterinnen staatlicher Fachoberschulen und Berufs-
oberschulen.

II.

1. Mit Wirkung für alle Dienstbereiche

1.1 wird der oder die Ministerialbeauftragte für die Be-
rufl iche Oberschule (Fachoberschulen und Berufs-
oberschulen) in Ostbayern zum Beauftragten bzw. zur 
Beauftragten des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus für die Lehrgänge zum Erwerb der Fach-
hochschulreife und Fachschulreife an Bundeswehr-
fachschulen bestellt,

1.2 obliegt dem oder der Ministerialbeauftragten für die 
Berufl iche Oberschule (Fachoberschulen und Berufs-
oberschulen) in Nordbayern die Entscheidung über 
Anträge gem. § 40 Abs. 5 Satz 2 FOBOSO, § 7 Abs. 5 
und Anlage 3 Nr. 5.1 letzter Spiegelstrich der Schul-
ordnung für die Fachakademien für Sozialpädagogik 
und § 9 Abs. 4 der Prüfungsordnung für die Ergän-
zungsprüfung zum Erwerb der Fachhochschulreife in 
der jeweils gültigen Fassung (Fremdsprachensonder-
regelung).

2. Die Ministerialbeauftragten erfüllen ferner die Aufga-
ben, die ihnen das Staatsministerium allgemein oder 
im Einzelfall zuweist. Sonstige in Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften aufgeführte Aufgaben der Ministeri-
albeauftragten werden durch diese Bekanntmachung 
nicht berührt.
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III.

1. Die Dienstbereiche werden wie folgt festgelegt:

1.1 Der Dienstbereich Südbayern umfasst den Regie-
rungsbezirk Schwaben sowie aus dem Regierungsbe-
zirk Oberbayern die Landeshauptstadt München, die 
Landkreise Bad Tölz-Wolfratshausen, Dachau, Fürs-
tenfeldbruck, Garmisch-Partenkirchen, Landsberg am 
Lech, München, Starnberg und Weilheim-Schongau.

1.2 Der Dienstbereich Ostbayern umfasst den Regierungs-
bezirk Oberbayern – soweit nicht dem Dienstbereich 
Südbayern zugeordnet – sowie die Regierungsbezirke 
Niederbayern und Oberpfalz.

1.3 Der Dienstbereich Nordbayern umfasst die Regie-
rungsbezirke Mittelfranken, Oberfranken und Unter-
franken.

2. Dienstsitz des oder der Ministerialbeauftragten ist der 
Sitz der Schule, deren Leitung ihm bzw. ihr übertragen 
ist. Die Bezeichnung der Dienststelle der Ministerial-
beauftragten lautet:

„Der/Die Ministerialbeauftragte für die Berufl iche 
Oberschule (Fachoberschulen und Berufsoberschulen) 
in .................“ (Angabe des Dienstbereichs).

Es bestehen folgende Dienststellen:

Dienstbereich Dienstsitz

Südbayern  Staatliche Fachoberschule und 
 Berufsoberschule Augsburg 
Alter Postweg 86a 
86159 Augsburg 
Tel.: (08 21) 32 41 80 03 
Fax: (08 21) 32 41 80 05 
E-Mail: mbsued.fosbos@augsburg.de

Ostbayern  Staatliche Fachoberschule und 
 Berufsoberschule Straubing 
Stadtgraben 39 
94315 Straubing 
Tel.: (0 94 21) 9 92 90 
Fax: (0 94 21) 99 29 15 
E-Mail: info@mb-ost.de

Nordbayern  Staatliche Fachoberschule und 
 Berufsoberschule Erlangen 
Drausnickstraße 1c 
91052 Erlangen 
Tel.: (0 91 31) 5 06 70 80 
Fax: (0 91 31) 50 67 08 29 
E-Mail: mbfosbos@odn.de

3. Die Dienststellen der Ministerialbeauftragten führen 
ein Dienstsiegel mit dem kleinen Staatswappen. § 33 
der Lehrerdienstordnung (LDO) gilt entsprechend.

4. Die ständigen Vertreter bzw. Vertreterinnen in der 
Schulleitung vertreten die Ministerialbeauftragten 
auch in dieser Funktion, sofern keine abweichende Re-
gelung durch das Staatsministerium getroffen wird.

5. Bei Angelegenheiten der eigenen Schule und bei den 
Beschwerden gegen eigene Entscheidungen sind die 
Ministerialbeauftragten wie folgt zuständig:

 Nordbayern für Südbayern,

 Südbayern für Ostbayern,

 Ostbayern für Nordbayern. 

6. Die Ministerialbeauftragten nehmen ihre Aufgaben 
im Namen und nach den Weisungen des Staatsminis-
teriums wahr.

IV.

Diese Bekanntmachung tritt am 1. Dezember 2010 in 
Kraft.

Mit Ablauf des 30. November 2010 tritt die Bekannt-
machung über die Dienstanweisung für die Ministerial-
beauftragten für die Berufsoberschulen und Fachoberschu-
len vom 23. Februar 1994 (KWMBl I S. 76) außer Kraft.

Erha r d 
Ministerialdirektor

2210.2-WFK

Eignungsprüfung 2011 für das Studium eines 
Sportstudiengangs an den Universitäten in Bayern

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

vom 26. Oktober 2010 Az.: C 5-H1611/8/2

Gemäß § 12 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4 Satz 2 sowie § 15 
Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und Abs. 4 Satz 2 der 
Verordnung über die Qualifi kation für ein Studium an den 
Hochschulen des Freistaates Bayern und den staatlich an-
erkannten nichtstaatlichen Hochschulen (Qualifi kations-
verordnung - QualV) vom 2. November 2007 (GVBl S. 767, 
BayRS 2210-1-1-3-UK/WFK), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 16. Juli 2009 (GVBl S. 335), wird im Ein-
vernehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium für 
Unterricht und Kultus für die Eignungsprüfung 2011 für 
das Studium eines Sportstudiengangs an den Universitäten 
in Bayern Folgendes bekannt gegeben:

1. Anmeldung (zu § 12 Abs. 3 Satz 3 QualV)

1Die Anmeldung zur Eignungsprüfung muss bis 

1. Juni 2011 (Ausschlussfrist)

erfolgt sein.

2Die Anmeldung ist ausschließlich online im Portal 
zur Eignungsprüfung 2011 (SPET-Portal: www-sport-
eignungstest.uni-regensburg.de) vorzunehmen. 3Die 
dort aufgeführten Daten sind vollständig einzutra-
gen. 4Das erforderliche Passbild ist im SPET-Portal 
hochzuladen.

5Nach fristgerechter und ordnungsgemäßer Anmel-
dung erfolgt nach dem Anmeldetermin die schriftli-
che Einladung zur Eignungsprüfung über das SPET-
Portal.

6Die Identität ist bei der Eignungsprüfung durch Vor-
lage eines amtlichen Ausweises (Personalausweis 
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oder Reisepass) nachzuweisen. 7Das ärztliche Attest 
über die volle Sporttauglichkeit (siehe Nr. 2) ist bei 
der Überprüfung der Identität mit vorzulegen.

2. Ärztliches Attest (zu § 12 Abs. 3 Satz 3 QualV)

1Für das ärztliche Attest über die volle Sporttaug-
lichkeit ist der im SPET-Portal (siehe dort Infoblatt 
zur Eignungsprüfung, Anhang I) herunterzuladende 
Vordruck zu verwenden. 2Das ärztliche Attest darf 
zum Zeitpunkt der Eignungsprüfung nicht älter als 
drei Monate sein.

3. Zeitpunkt und Ort der Eignungsprüfung (zu § 12 
Abs. 3 Satz 3 QualV)

1Die Eignungsprüfung fi ndet am

8. und 9. Juli 2011 (Haupttermin)

für Bewerberinnen am Sportzentrum der Universität 
Regensburg und für Bewerber am Institut für Sport-
wissenschaft und Sport der Friedrich-Alexander-
Universität Erlangen-Nürnberg statt.

2Für Bewerberinnen und Bewerber, die an diesem 
Termin aufgrund einer Verletzung oder Krankheit 
oder aus sonstigen Gründen, die die Bewerberin 
oder der Bewerber nicht zu vertreten hat, nicht an 
der Eignungsprüfung teilnehmen können wird ein 
Nachtermin am

28. und 29. Juli 2011

eingerichtet. 3Die Teilnahme am Nachtermin ist 
ausschließlich online im SPET-Portal zu beantragen 
und der Nachweis der Verhinderung (z. B. ärztliches 
 Attest) hochzuladen.

4Auf Antrag ebenfalls zum Nachtermin zugelassen 
werden Bewerberinnen und Bewerber, die aufgrund 
einer Verletzung oder Krankheit die Prüfung am 
Haupttermin nicht abschließen können (unverzüg-
liche Vorlage eines ärztlichen Attestes, spätestens 
bis zum vierten Tag nach Eintritt der Verhinderung). 
5Der Antrag ist ausschließlich online im SPET-Portal 
zu stellen und das ärztliche Attest hochzuladen.

6Wegen des Wettbewerbscharakters der Prüfung so-
wie aus organisatorischen Gründen ist ein weiterer 
Nachtermin nicht möglich.

4. Prüfungsinhalte (zu § 12 Abs. 4 Satz 2 QualV)

1Die Eignungsprüfung wird in Form einer prakti-
schen Prüfung in den Prüfungsgebieten Gerättur-
nen, Leichtathletik, Tanz, Schwimmen und Sport-
spiele durchgeführt, für die folgende Prüfungsinhalte 
festgelegt werden:

4.1 Gerätturnen

Eine Pfl ichtübung an folgenden Geräten:

4.1.1 Männer: Reck (stirnhoch)

Kippaufschwung aus dem Vorlaufen, Hüftum-
schwung vorlings rückwärts, Hocke

4.1.2 Frauen: Holmreck (stirnhoch)

Hüftaufschwung vorlings rückwärts, Hüftum-
schwung vorlings rückwärts, Niedersprung, Unter-
schwung zum Stand
2Grundlage für die Bewertung sind die Bewegungs-
ausführung, der Bewegungsfl uss und die Haltung.

4.2 Leichtathletik

4.2.1 3000 m-Lauf (Männer) bzw. 2000 m-Lauf (Frauen)

4.2.2 60 m-Lauf mit Einzelstart (fl iegender Start, ca. 1 m 
Anlauf) ohne Startkommando

4.2.3 Ballweitwurf (Männer: Vollball 600 g, ca. 105 mm 
Durchmesser; Frauen: Vollball 400 g, ca. 105 mm 
Durchmesser), nur Schlagwurftechnik (aus dem 
Stand oder Anlauf), drei Versuche

4.3 Tanz

3Kürübung nach vorgegebener Musik (ca. 60 Sekun-
den) auf einer Fläche von 12 m  12 m. 4Die vorgege-
bene Musik wird vom Prüfungsausschuss festgesetzt 
und im SPET Portal bekannt gemacht.
5Grundlage für die Bewertung sind die Ausführung 
der gymnastisch-tänzerischen Grundformen, der Be-
wegungsfl uss, die Übereinstimmung von Musik und 
Bewegung sowie die Ausnutzung des Raumes.
6Anstelle der Prüfung im Tanz kann bei der Anmel-
dung auch eine Prüfung in einem zweiten Sportspiel 
nach Nr. 4.5 gewählt werden.

4.4 Schwimmen

100-m-Schwimmen auf Zeit (Brust- oder Freistil-
schwimmen nach Wahl)
7Bei der Anmeldung kann zwischen den Schwimm-
arten Brust- und Freistilschwimmen gewählt wer-
den.
8Bei groben Verstößen gegen die Wettkampfbestim-
mungen des Brustschwimmens kommt die Bewer-
tung für Freistilschwimmen zur Anwendung.

4.5 Sportspiele

Überprüfung der Spielfertigkeiten in einem der 
Sportspiele Basketball, Fußball, Handball oder Vol-
leyball
9Bei der Anmeldung kann zwischen den Sportspie-
len gewählt werden.
10Die Prüfungsform wird vom Prüfungsausschuss 
festgelegt und im SPET-Portal bekannt gemacht; 
organisatorisch notwendig werdende Änderungen 
bleiben vorbehalten.
11Die Prüferinnen und Prüfer haben das Recht, zur 
Sicherung des Prüfungszwecks in den Sportspielen 
beurteilungsadäquate Situationen zu arrangieren 
sowie ggf. zusätzlich die Demonstration von spiel-
spezifi schen Techniken zu fordern.
12Grundlage der Bewertung in den einzelnen Sport-
spielen sind die Ausführung der wichtigsten tech-
nischen Elemente und deren Anwendung im Spiel 
sowie spielgerechtes individual- und gruppentakti-
sches Angriffs- und Abwehrverhalten.
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5. Wertungstabellen (zu § 15 Abs. 2 Satz 1 QualV)

Die Bewertung messbarer Leistungen erfolgt anhand 
der Wertungstabellen laut Anhang.

6. Prüfungsergebnis (zu § 15 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 und 
Satz 2 QualV)
1Die Eignungsprüfung ist nicht bestanden, wenn

6.1 in einem oder mehreren der Prüfungsgebiete nach 
Nr. 4 nicht mindestens die Endnote „ausreichend“ 
(bis 4 bzw. im Prüfungsgebiet Leichtathletik bis 4,33) 
erreicht wurde oder

6.2 in den Teilprüfungen 3000-m-Lauf (Herren) bzw. 
2000-m-Lauf (Frauen) nach Nr. 4.2.1 nicht mindes-
tens die Note „ausreichend“ (bis 4) erreicht wurde.
2Wurde in nur einem der Prüfungsgebiete nach 
Nr. 4 nicht mindestens die Endnote „ausreichend“ 
(bis 4 bzw. im Prüfungsgebiet Leichathletik 4,33) er-
reicht, so kann sie durch eine Prüfungsgesamtnote 
von mindestens „befriedigend“ (bis 3,50) ausgegli-
chen werden; dies gilt nicht, wenn im Prüfungsge-
biet Schwimmen nach Nr. 4.4 nicht mindestens die 
Endnote „ausreichend“ (bis 4), in der Teilprüfung im 
Prüfungsgebiet Leichtathletik 3000 m-Lauf (Herren) 
bzw. 2000 m-Lauf (Frauen) nach Nr. 4.2.1 nicht min-
destens die Note „ausreichend“ (bis 4) oder im Prü-
fungsgebiet Gerätturnen nach Nr. 4.1 nicht mindes-
tens die Endnote „mangelhaft“ (bis 5) erreicht wurde. 
3Ein Ausgleich ist nur bei vollständiger Teilnahme an 
der Eignungsprüfung möglich.

7. Inkrafttreten, Außerkrafttreten
1Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. Dezember 2010 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Be-
kanntmachung über die Eignungsprüfung für das 
Studium eines Sportstudiengangs an den Universi-
täten in Bayern vom 16. November 2009 (KWMBl 
S. 397) außer Kraft.

Dr. Friedrich Wilhelm Rot henpie le r 
Ministerialdirektor
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Wertungstabellen

Leichtathletik
60 m-Lauf (Sekunden)

Note Männer Frauen
1  bis 7,40  bis 8,70  
2  7,41 – 7,60  8,71 – 8,90  
3  7,61 – 7,80  8,91 – 9,10  
4  7,81 – 8,00  9,11 – 9,30  
5  8,01 – 8,20  9,31 – 9,50  
6  ab 8,21  ab 9,51  

Ballwurf (Meter) 

Note Männer Frauen
1  ab 41,00  ab 27,50  
2  40,99 – 38,00  27,49 – 25,00  
3  37,99 – 35,00  24,99 – 22,50  
4  34,99 – 32,00  22,49 – 20,00  
5  31,99 – 29,00  19,99 – 17,50  
6  ab 28,99  ab 17,49  

3000 m-Lauf (Minuten) – Männer
2000 m-Lauf (Minuten) – Frauen 

Note Männer (3000m) Frauen (2000 m) 
1  bis 10:30  bis 08:30  
2  10:31 – 11:10  08:31 – 09:00  
3  11:11 – 11:50  09:01 – 09:30  
4  11:51 – 12:30  09:31 – 10:00  
5  12:31 – 13:10  10:01 – 10:30  
6  ab 13:11  ab 10:31  

Schwimmen 

Männer 100 m Frauen 100 m
Note Freistil Brust Freistil Brust

1  bis 1:16  bis 1:26  bis 1:26  bis 1:36  
2  1:16,1 – 1:24  1:26,1 – 1:34  1:26,1 – 1:34  1:36,1 – 1:44  
3  1:24,1 – 1:32  1:34,1 – 1:42  1:34,1 – 1:42  1:44,1 – 1:52  
4  1:32,1 – 1:40  1:42,1 – 1:50  1:42,1 – 1;50  1:52,1 – 2:00  
5  1:40,1 – 1:48  1:50,1 – 1:58  1:50,1 – 1:58  2:00,1 – 2:08  
6  1:48,1 – 1:56  1:58,1 – 2:06  1:58,1 – 2:06  2:08,1 – 2:16  
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